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KOMMENTAR 19.01.2016

Druck auf Polen?
Sechs Osteuropa-Expertinnen und -Experten nehmen
Stellung.

 

Manfred Sapper, Chefredakteur der
Zeitschrift Osteuropa
Die Polen haben der Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) die
Regierungsverantwortung übertragen. Das ist Sache der Polen, zumal sie
wussten, worauf sie sich einlassen. Im Weltbild von Jarosław Kaczyński
und seiner Partei gibt es nur Freund oder Feind. Diesen Begriff des
Politischen haben sie mit allen Feinden der offenen Gesellschaft
gemeinsam. Sie sind autoritär, antiliberal, antipluralistisch und haben
allenfalls ein instrumentelles Verständnis von Recht.

Es ist kein Zufall, dass sich die PiS zuerst gegen zwei
Schlüsselinstitutionen des freiheitlichen Rechtsstaats wendet: das
Verfassungsgericht und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Der als
„Verfahrensreform“ kaschierte Angriff auf das höchste Gericht ist ein
Angriff auf dessen Unabhängigkeit und damit auf das Prinzip der
Gewaltenteilung. Das verletzt die Grundlagen der europäischen
Ordnung. Polen als Mitglied der EU und des Europarats hat
Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung zu garantieren. Insofern ist es
die Pflicht der EU zu intervenieren – bis hin zum möglichen Entzug des
Stimmrechts im Ministerrat.

Es ist die Pflicht der EU
zu intervenieren – bis hin
zum möglichen Entzug des
Stimmrechts im
Ministerrat.

Doch so weit wird es nicht kommen. Brüssels
Schritt hat in der PiS-Regierung bereits
erhebliche Wirkung erzielt. Für alle Europäer ist
es ein Signal, dass Rechtsstaatlichkeit nicht zur
Disposition steht. Die Auseinandersetzung mit
der PiS und den anderen Feinden der Offenen
Gesellschaft geht uns alle an. Sind wir selbst
bereit, die Freiheit der Medien und die
Unabhängigkeit des Rechts im Dialog und
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Konflikt zu verteidigen? Darum geht’s!

 

Sabine Adler, Osteuropa-
Korrespondentin des Deutschlandfunks
Es ist immer der Bote, dem bei schlechten Nachrichten der Kopf
abgeschlagen wird. Der Präsident des Europäischen Parlaments, Martin
Schulz, hatte die Reformen der neuen Warschauer Regierung als
Veränderungen mit „Staatsstreich-Charakter“ kritisiert, als „gelenkte
Demokratie nach Putins Art“. Der Vergleich tut weh, umso mehr, als
dass vielen Polen Russland als Erzfeind gilt.

Doch Polens Gewaltenteilung ist bedroht. Die dafür wichtigste
Institution, das polnische Verfassungsgericht, soll kaltgestellt werden,
Richter und Staatsanwälte sollen vom Justizminister an die Kandare
genommen, die öffentlich-rechtlichen und später womöglich auch die
privaten Medien auf Linie gebracht werden. Wann, wenn nicht in einem
solchen Fall sollte Brüssel aktiv werden? Es stimmt: Auch von der
Regierung Tusk und auch in anderen EU-Ländern wurde und wird
Macht missbraucht.

Die demokratischen
Kräfte Polens haben
Brüssels Solidarität
verdient, aber nicht
Polemik und Propaganda.

Und doch ist das nichts im Vergleich zu dem,
was derzeit in Polen geschieht. Die Gesellschaft
hat sich in wenigen Wochen grundlegend
gewandelt. Die Partei Recht und Gerechtigkeit
(PiS) mit ihrer absoluten Mehrheit in Sejm und
Senat macht Angst. Sie teilt die Gesellschaft –
wie der russische Präsident Wladimir Putin –
nur noch in Freund und Feind. In dieser
Polarisierung hat sich das politische Klima in
kürzester Zeit auf eine Weise vergiftet, dass
Freundeskreise, ja Familien bereits zutiefst
zerstritten sind. Die PiS mit ihrem
problematischen Vorsitzenden macht sich
dessen zänkisches Naturell zu eigen, dessen
Schwarz-Weiß-Denken, in dem Kompromisse
als Niederlagen gelten. Brüssel wird mit Moskau
zu kommunistischen Zeiten gleichgesetzt, die
EU als von Deutschland dominiert betrachtet,
die Achse Berlin-Moskau als ständige
Bedrohung angesehen. Präsident Andrzej
Dudas erster Besuch ging in die estnische
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Hauptstadt Tallinn, am Jahrestag des Hitler-
Stalin-Paktes.

Die EU muss so oft als Blitzableiter herhalten. Die demokratischen
Kräfte Polens haben Brüssels Solidarität verdient, aber nicht Polemik
und Propaganda. Die liefert die PiS schon mehr als genug.

 

Dietmar Nietan, MdB,
Vorstandsvorsitzender der Deutsch-
Polnischen Gesellschaft
Der nun gegenüber Polen aktivierte erste Schritt des EU-Rahmens zum
Schutz des Rechtsstaatsprinzips dient der Analyse und dem vertraulichen
Dialog, keineswegs der Diffamierung oder Sanktionierung. Es ist richtig,
dass die Europäische Union die Rechtsstaatlichkeit in ihren
Mitgliedstaaten schützt und dabei auf Dialog setzt. Denn die
konstruktive Auseinandersetzung auf EU-Ebene ist am ehesten dazu
geeignet, Lösungen zu finden. Das europäische Vorgehen stärkt zudem
jenen den Rücken, die sich innerhalb Polens gegen das Vorgehen der
Regierung bei der Neubesetzung des Verfassungsgerichts und der
Mediengesetzgebung aussprechen.

Eine deutsch-polnische
Debatte über die
politischen Entwicklungen
in Polen anzuheizen, ist
nicht sinnvoll.

Eine deutsch-polnische Debatte über die
politischen Entwicklungen in Polen anzuheizen,
ist jedenfalls nicht sinnvoll. Auch im bilateralen
Verhältnis besteht die Notwendigkeit von
Analyse und Dialog. Berechtigte Kritik soll
nicht ausbleiben, sie sollte jedoch immer auch
mit Zuhören sowie dem ernstgemeinten
Versuch des Verstehens der anderen Seite
einhergehen und besonnen vorgetragen werden.
Miteinander reden hilft eigentlich fast immer –
allemal bei einem EU-Partner und
Nachbarland.

 

Reinhard Krumm, Leiter des Referats
Mittel- und Osteuropa der Friedrich-
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Ebert-Stiftung
Die polnische Regierung hat den Zorn der EU auf sich gezogen. Denn die
Unabhängigkeit des Verfassungsgerichts soll ebenso eingeschränkt
werden wie die der öffentlich-rechtlichen Medien. Um die Verpflichtung
zur Rechtsstaatlichkeit auch in Polen durchzusetzen, hat die Europäische
Union zum ersten Mal ein Prüfverfahren eingeleitet. Schlimmstenfalls
könnten Sanktionen verhängt werden. Warschau kooperiert
zähneknirschend.

Sinnvoll wäre freilich, die Entscheidungsgründe der demokratisch
gewählten Regierung in Warschau zu untersuchen. Es scheint, als ob
Polen von den europäischen und nationalen Herausforderungen
überwältigt ist. Da steht Polen nicht allein da. Eine zunächst erfolgreiche
wirtschaftliche Transformation ist an ihre Grenzen gestoßen: hohe
Jugendarbeitslosigkeit und kein überzeugendes Wirtschaftsmodell für die
Zukunft.

Eine Prüfung aus Brüssel
kann nur ein Teil der
Antwort sein.

Zudem ist diese Schocktherapie nicht mit einer
Diskussion über Polens Rolle im 21.
Jahrhundert einhergegangen. Die negative
Agenda ist bekannt, gegen Kommunismus und
Russland. Aber wo ist die positive, die nationale
und europäische Interessen in Einklang bringt?
Die Vorgängerregierungen haben damit zwar
begonnen, doch ist der Prozess keineswegs
abgeschlossen.

Deshalb kann eine Prüfung aus Brüssel nur ein Teil der Antwort sein.
Notwendig sind bilaterale Gespräche der europäischen Regierungschefs
sowie Diskussionen der Zivilgesellschaften, um Polen erneut die
wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Vorteile der EU-Integration
auf Grundlage gemeinsamer Werte aufzuzeigen. Schließlich und endlich
sind die polnischen Bürgerinnen und Bürger für den Kurs ihre Regierung
verantwortlich, mit dem Ziel, dass Warschau eine verantwortungsvolle
Rolle in Europa übernimmt.

 

Gabriele Lesser, Polen-
Korrespondentin der taz in Berlin
Der Ton macht die Musik. Das Wort vom „europäischen Druck auf
Polen“ sollte ganz schnell wieder in der Mottenkiste verschwinden. Die
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Kritik zielt ja auch weder auf den polnischen Staat ab noch auf die
polnische Nation, sondern auf eine einzige Partei: die rechtsnationale
Recht und Gerechtigkeit (PiS) und deren Vorsitzenden Jarosław
Kaczyński. Es ist erschreckend, dass sich so viele Politikerinnen und
Politiker in Polen, darunter der polnische Präsident und die
Ministerpräsidentin, zu Handlangern dieses machtbesessenen und
rachsüchtigen Politikers machen lassen. Selbst EU-Ratspräsident Donald
Tusk, dessen Vertragsverlängerung auf dem EU-Posten auch von der
Empfehlung der polnischen Regierung abhängt, lässt sich immer öfter vor
den PiS-Karren spannen.

Die Mitgliedstaaten der EU sind in den letzten Jahren zusammengerückt.
Aus dem gemeinsamen Haus mit den abschließbaren Wohnungen ist
eine großzügige Wohngemeinschaft geworden. Die Türen stehen
grundsätzlich offen. Die Mitbewohner vertrauen sich gegenseitig. Ein
gemeinsam beschlossenes Regelwerk ermöglicht ein halbwegs
harmonisches Zusammenleben. Meint jemand, er könnte dieses
gemeinsame Regelwerk zerstören, die Demokratie in seinem Land
abbauen und ein autokratisches System ohne Gewaltenteilung und
Pressefreiheit etablieren, müssen die Mitbewohner, sprich die anderen
EU-Staaten, eingreifen.

Gespräche mit Polen sind
gut, je mehr, desto besser,
aber auch strukturierte
Verfahren mit Fragebögen,
Inspektionen vor Ort und
Fortschrittsberichten.

Gespräche sind gut, je mehr, desto besser, aber
auch strukturierte Verfahren mit Fragebögen,
Inspektionen vor Ort und
Fortschrittsberichten. Da die PiS-Politiker
permanent die Nazi-Keule schwingen und
Berlin den Schwarzen Peter für die
selbstgeschaffenen Probleme Polens in der EU
zuschieben, wäre es gut, wenn vor allem
Politiker anderer Mitgliedstaaten das Wort
ergriffen. Die Nazi-Keule aber selbst zu
schwingen, nur weil der Präsident des
Europäischen Parlaments, Martin Schulz, von
einer „Putinisierung“ der Politik Polens durch
die PiS und insbesondere Kaczyński sprach, ist
kontraproduktiv und nur Wasser auf den
Mühlen der PiS. Wer eine Änderung erreichen
will, muss in einer Sprache sprechen, die die
andere Seite auch versteht. „Putinisierung“ ist
ein Wort, das in der polnischen Diskussion
immer wieder auftaucht und das – von einem
Ausländer gesprochen – große Wirkmacht
entwickeln kann.
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Piotr Buras, Leiter des Warschauer
Büros des European Council on Foreign
Relations
Ob die Rechtsstaatlichkeit in Polen letztlich triumphiert, hängt vor allem
von den Polen selbst ab. Die Mittel, die der EU zur Durchsetzung ihrer
Prinzipien zur Verfügung stehen, sind mehr als bescheiden – zumal,
wenn man sie mit den Anforderungen vergleicht, die die EU bei der
Aufnahme ihrer Mitglieder stellt. Diese Schwäche ist bekannt und
gewollt. Kein Staat will sich einer externen Aufsicht oder gar
Einflussnahme ausliefern. Und doch ist der
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus, zu dem sich die Kommission 2014
selbst befähigte und der nun auf Polen angewandt wird, keine
Anmaßung. Er ist ein (ziemlich zahnloses) Instrument eines
strukturierten Dialogs, wenn sich – wie heute – die Anzeichen einer
Verletzung des Rechtsstaats (und damit des EU-Fundaments) häufen.

Heute ist es wichtig, der polnischen Regierung und Gesellschaft zu
vermitteln, dass eine europäische Diskussion (und Kritik) über die
Rechtsstaatlichkeit in Polen eben keine illegitime Einmischung ist,
sondern ein Teil der europäischen Öffentlichkeit. Damit dies gelingt und
die Diskussion über Polen mehr Nutzen als Schaden bringt, müssen auch
hier bestimmte Regeln beachtet werden.

Kritik von außen, die
gezielt zu-
beziehungsweise
überspitzt, wie Martin
Schulz mit der
„Demokratie nach Putins
Art“ oder dem
„Staatstreich“, geht
meistens nach hinten los.

Erstens, eine Kritik von außen, die gezielt zu-
beziehungsweise überspitzt, wie Martin Schulz
mit der „Demokratie nach Putins Art“ oder
dem „Staatstreich“, geht meistens nach hinten
los. Sie beraubt der Kritiker und der von ihnen
repräsentierten Institutionen, der für ihr
Handeln notwendigen Glaubwürdigkeit. Und
sie stärkt ausschließlich die Argumentation
jener, die sich jeglicher Kritik widersetzen.
Zweitens, die Kritik muss differenzieren
können. Nicht alles gehört in den Gesamtkorb
„Gefahr für die Demokratie“. Zum Beispiel: ist
das neue Gesetz über die Funktionsweise des
Verfassungsgerichts ein Verstoß gegen die
Unabhängigkeit und Arbeitsfähigkeit dieser
Institution, so ist die Neuordnung der
öffentlichen Medien (so umstritten und
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unschön sie sein könnte) nicht die gleiche
Nummer. Vor allem ausländische
Kommentatoren sollten sich vor
Schnellschüssen hüten.

Drittens, zur Glaubwürdigkeit gehört auch, dass man die Vergangenheit
nicht beschönigt, um die Gegenwart im noch schlimmeren Lichte
erscheinen zu lassen. Ja, es gab Missstände in Polen in den letzten Jahren,
die zwar nichts rechtfertigen, die aber die Temperatur des Konflikts und
das weite Ausschlagen des Pendels heute erklären können. Viertens, es ist
einfach, mit Verlaub, dumm, aus der heutigen Situation in Polen, den
Schluss zu ziehen, es wäre seinerzeit besser gewesen, die EU-
Osterweiterung einfach nicht geschehen zu lassen. Polen mag heute in
der Post-Transformations-Krise stecken. Es hat aber, auch dank der EU,
die Chancen der Transformation gut genutzt und war lange ein wichtiger
Stabilitätsanker in Mittel- und Osteuropa. Es ist im Interesse der EU,
dass Polen schnell wieder zu dieser Rolle zurückkehrt. Die neu-alten
Trennlinien wieder zu beschwören, hat wenig Sinn.

16 LESERBRIEFE

Sebastian schrieb am 19.01.2016

Danke für diese Stellungnahmen zu einer wichjtigen
Frage!

Hardy Koch schrieb am 19.01.2016

Die PiS hat wohl sehr aufmerksam mitverfolgt, wie man
mit Hilfe einer Troika demokratische und
rechtsstaatliche Prinzipen sogar von außerhalb eines
Landes aushebeln kann. Und die PiS hat sicherlich auch
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zur Kenntnis genommen, dass die Entdemokratisierung
in Spanien, durch die regierende PP, in Brüssel von
niemandem kritisiert worden ist. Ganz sicher hat die PiS
registriert, dass selbst die sozialdemokratischen Parteien,
die in unterschiedlicher Form an Regierungen beteiligt
sind, zur Frage der Freiheit im Internet zutiefst
zerstritten sind. Wer im Glashaus sitzt.....

U. Walter schrieb am 19.01.2016

Abschließend: Dies sollte auch verstanden werden für
2017 in Frankreich bei den Wahlen.

NK schrieb am 19.01.2016

Wenn Martin Schulz von einer "Putinisierung" Polens
spricht, dann zeigt das nur, dass er weder etwas von Putin
versteht noch von Polen.

Rafal schrieb am 19.01.2016

wenn wir nicht verkaufen, die letzte der Wälder und
mehrere wirtschaftliche Einheiten, in Ordnung sein wird.
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TV überwiegend Deutsch, Deutsch Radio (Besitzer
Meine ich) Deutsche Banken haben keine polnischen
Werk. und das alles hat die PO verkauft , darunter Herr
Tusk. verdammt! Das war gut!?sicherlich nicht!

John J Feller,SCBV Montreal, Canada schrieb am
19.01.2016

Liebe EUer und Deutsche: erinnert Euch mal an den
31.12.2015, an die garstigen Ereignisse am Bahnhofd in
Koeln und anderswo in Deutschland. Da wurde der
Presse und der Polizei hochoffiziell der Mund geknebelt
um ja nicht die Wahrheit ueber die Taeter und die Taten
zu verbreiten und die Deutsche Presse folgt wie ein
Schosshuendchen und schwieg. Das war wohl kaum das
erste Mal, dass die Medien (Selbst-)Zensur uebten.
ABER wenn die Polen etwas Aehnliches (auf
demokratischem Weg erreicht) tun wollen, sollen sie
bitte sehr das linke EU Gebaeude umgehend verlassen
und ins Exil gehen.
Wo liegt der Unterschied? Toleranz ist offensichtlich
keine EU Charakterstaerke.
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Bernhard Keim schrieb am 19.01.2016

Irgendwie scheint so mancher Leser in seine
Ressentiments gegenüber der EU so verliebt, dass er jede
Nachricht nur noch danach abklopft, ob sie ihm ein lieb
gewonnenes, längst gefälltes Urteil bestätigt. Was der Fall
Griechenland nun mit der aktuellen Situation in Polen
gemeinsam haben soll, ist mir ein Rätsel. Das griechische
Parlament hätte die Hilfe, samt der daran geknüpften
Bedingungen auch ablehnen können. Hat es aber nicht,
denn die Alternative wäre der Staatsbankrott gewesen.
Auch wenn 99% der verschuldeten Länder sich
entschließen sollten, die Schulden ihres Staates nicht
mehr zu bedienen, zieht dies keine Verpflichtung der
Gläubiger nach sich, den Staat weiterhin zu finanzieren.
@NK was wäre denn das Positive an einer Putinisierung
Polen? Ich wüsste nicht was. Klären Sie auf.

Mark Merz schrieb am 20.01.2016

Eine unabhängige Justiz ist wünschenswert-aber die
Staatsanwaltschaft ist politisch weisungsgebunden und
die Richter an den obersten Gerichten werden nach
Parteienproporz von der Politik ausgekungelt.
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Unabhängige Medien wären schön. Leider werden die
privaten Medien von nur noch 5 Konzernen kontrolliert.
Mit den öff.-rechtlichen wiederum ist's wie mit den
Richtern: Die Besetzung der die Ausrichtung
bestimmenden Leitungsfunktionen ist ein Politikum und
erfolgt ebenfalls im Parteienproporz. Meinungsvielfalt
und Diskurs ? Vermisse ich sehr.

Ach ja, ich rede nicht von Polen. Aber über die immer
eingeschränktere Unabhängigkeit von Richtern und
Journalisten in Deutschland hören wir bestenfalls etwas
nach Mitternacht. Oder im Internet.

Die Grenze zur Heuchelei ist schnell überschritten.

jindra schrieb am 20.01.2016

Polens Regierung wurde demokratisch gewählt. Früher
Ungarn, jetzt Polen, morgen wer? Tschechien, Estland?
Die Deutschen benötigen immer einen uderdog.

Demokrat schrieb am 20.01.2016

Was die Pressefreiheit in Polen betrifft, so wird in der
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BRD und wohl auch in Europa nur allgemein, nicht aber
in deren Wortlaut berichtet. Die poln. Regierung beklagt
die bisherige Einseitigkeit der Medien.
Sollte das Medienwesen von Öffentlich-Rechtlichen in
Polen ebenso einseitig "grün-links" ausgerichtet gewesen
sein wie es in der BRD ist, so ist die Haltung Polens nicht
unverständlich.

Pole schrieb am 20.01.2016

In Polen hat eine sozialkonservative Partei (vergleichbar
mit der CSU) aus innenpolitischen Gründen
(Arbeitsmarkt, Wohnungsmarkt, Soziales) eine
demokratische Wahl gewonnen und das sollte man in
Deutschland dann auch bitteschön respektieren, anstatt
jetzt gegen Polen alle möglichen -leicht durchschaubaren-
Tricks anzuwenden, um diese Regierung schellst möglich
zu entmachten. Wenn man es nicht respektiert, dann
respektiert man gleichzeitig auch nicht die polnischen
Wähler. Andrzej Duda hat knapp 9 Millionen Stimmen
erhalten. Und PIS bekam über 5 Milionen Stimmen. Das
ist für polnische Verhältnisse ein beachtliches Mandat.
Hinter einer Stimme steht manchmal eine 4. köpfige
Famillie. Diese "koloniale" Herangehensweie im Bezug
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auf Polen zeugt nicht wirklich von einem echten
Dialogwillen.

Galgenstein schrieb am 21.01.2016

@Merz Das was Sie schreiben ist doch absurd. Wenn Sie
bei uns eine Strafanzeige stellen, fragt der Staatsanwalt
doch nicht in der Politik nach, ob er die Sache verfolgen
darf. Die Staatsanwaltschaft gehört nicht der Judikative,
sondern der Exekutive des Staates an. Der Staatsanwalt
ist Beamter. Hieraus ergibt sich seine
Weisungsgebundenheit.
Ihr Wettern gegen die Medien in Deutschland verstehe
ich so, dass Sie dort nicht immer das zu lesen bekommen,
was sie gerne lesen würden, so eine Art imperatives
Mandat der Leser gegenüber der Redaktion. Wozu? Es ist
Ihnen doch freigestellt Medien zu konsumieren, die
diese, Ihre Meinung widerspiegeln. Eine Verpflichtung
der übrigen Medien mit diesen inhaltlich gleich zu
ziehen, ergibt sich hieraus nicht.

Herold Binsack schrieb am 21.01.2016

Wenn etwas an der polnischen Anti-EU-Polemik
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stimmt, dann die Kritik an der ökonomischen Expansion
Deutschlands, und dessen damit einhergehenden
politischen Dominanz in der EU. Und dass dieses
Expansionsstreben mit dem russischen zusammenfallen
könnte, ist leider nicht aus der Luft gegriffen, und muss
daher nicht nur aus polnischer Sicht beunruhigen. Ganz
Europa sollte aufhorchen, wenn ausgerechnet aus
Deutschland der Versuch kommt, die russischen
Autokraten, deren Machtinteressen man mit Verständnis
begegnen möchte, mit den polnischen Nationalisten zu
vergleichen. Doch, und das jetzt nicht nur an die Polen
gerichtet: der Gefahr einer russisch-deutsch-
chauvinistischen Achse begegnet man nicht mit
polnischem Nationalismus, sondern mit einem
demokratischen Aufstand in ganz Europa.

Demokrat schrieb am 21.01.2016

Sollten das polnische Radio/TV ebenso einseitig
ausgerichtet gewesen sein wie sie es in der BRD sind, so
wäre mir die Reaktion der Regierung nicht
unverständlich. In Deutschland erfolgt durch die
Öffentlich-Rechtlichen eine linkslastige
Berichterstattung und "Information". So hat es auch vier



15/17

Tage gedauert, bis diese die kölner Vorkommnisse
thematisiert wurden, wohingegen über rechte
Vorkommnisse sofort und schnell samt Kommentaren
gesendet wird.

Mark Merz schrieb am 26.01.2016

@Galgenstein: Ich vermisse nicht (wie von Ihnen
suggeriert) MEINE Meinung dargestellt zu sehen,
sondern Meinungsvielfalt und Diskurs. Das steht genau
so in meinem Beitrag.

Ich wünsche mir einen Journalismus zurück, der im
1.Schritt Fakten berichtet, im 2.Schritt die Sachverhalte -
klar als eigene Meinung gekennzeichnet - bewertet und
im dritten Schritt mögliche Handlungsempfehlungen
gegeneinander abwägt. Leider ist es üblich geworden,
stattdessen nur noch begründungsfreie Überzeugungen
in Form von "Statements" und einseitige, "alternativlose"
Handlungsempfehlungen zu verbreiten.

#Staatsanwaltschaft: Auf dem Papier nicht. Ein Blick auf
vergangene Justizskandale - von Amigo Affäre bis Fall
Mollath - könnte aber beim informierten Leser Zweifel
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an der gelebten Praxis wecken.

Heinz Köberl schrieb am 26.01.2016

Dass sich Deutschland und die EU sich reihenweise über
Polen alterieren, hat im Lichte ihrer eigenen Zustände
schon fast etwas von Schizophrenie. Oder sind es doch
ohnehin "nur" die rotgrünen Meinungsmacher auf den
beiden Ebenen, und das mit viel Geschrei?
Es scheint sogar langsam aber sicher, dass IPG überhaupt
eines der ganz wenigen öffentliche Medien in
Deutschland geworden ist, in dem noch relativ frei
geschrieben wird.

Wie die polnische Regierung vorgeht ist gewiss brachial
und sollte aufmerksam-kritisch beobachtet werden.
Gewiss. Dass man aber gleich am Anfang die Öffentlich-
Rechtlichen auseinander genommen hat, war mal kein
Fehler. Bräuchte man dringend in Wien beim
"Österreichischen Richt Funk" ORF oder in
Mainz/Köln.
Ein Neuanfang zu den irreparablen Strukturen würde
dort helfen
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Zum Seitenanfang


